
Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 162 Abs. 1 Ziff. 4, 181 Abs. 1 Ziff. 4, 62 Abs. 3 StGB.

1. In die Prüfung, ob ein Verbrechen nach §§ 162 Abs. 1 
Ziff. 4 bzw. 181 Abs. 1 Ziff. 4 StGB vorliegt oder die 
Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des § 62 Abs. 3 
StGB gegeben sind, sind Anzahl und Umfang der den 
Vorstrafen zugrunde liegenden strafbaren Handlungen 
einzubeziehen.
2. Bei der Prüfung und Entscheidung der Frage, ob die 
Strafverschärfung wegen Rückfalls ausnahmsweise nicht 
anzuwenden ist, muß von der Gesamtwürdigung aller 
Umstände hinsichtlich der Tat und der Persönlichkeit 
des Täters ausgegangen werden. Die in §§ 162 Abs. 1 
Ziff. 4 bzw. 181 Abs. 1 Ziff. 4 enthaltene Strafverschär­
fung ist nur dann nicht anzuwenden, wenn sich unter 
Berücksichtigung der gesamten Umstände die Schwere 
der Tat nicht erhöht hat. Hierbei sind auch solche Um­
stände zu berücksichtigen, die die Fähigkeit und Be­
reitschaft des Täters charakterisieren, künftig seiner 
Verantwortung gegenüber der Gesellschaft nachzukom­
men und die Lehren aus vorausgegangenen Bestrafun­
gen zu ziehen.
3. Die von einem Rückfalltäter nach Entlassung aus 
dem Strafvollzug bis zum erneuten Straffälligwerden 
über einen kurzen Zeitraum (hier: zwei Monate) ge­
zeigten positiven Arbeitsleistungen rechtfertigen bei der 
Prüfung der Rückfallvoraussetzungen i. S. der §§ 162 
Abs. 1 Ziff. 4, 181 Abs. 1 Ziff. 4 nicht ohne weiteres die 
Anwendung der außergewöhnlichen Strafmilderung 
nach § 62 Abs. 3 StGB.
4. Das Fehlen jeglicher sozialer Bindungen eines Tä­
ters ist bei der Strafzumessung stets auch unter dem 
Gesichtspunkt zu prüfen, welche Anstrengungen der Tä­
ter selbst unternommen hat und wie er sich gegenüber 
den erzieherischen Bemühungen gesellschaftlicher Kräfte 
um seine Resozialisierung verhielt.

OG, Urt. vom 10. März 1970 - 2 Zst 2/70.

Der Angeklagte verließ als Jugendlicher mit seinem 
Vater 1953 die DDR. Im Februar 1961 kehrte er zurück 
und wurde in seinem Beruf als Maurer tätig. Noch im 
selben Jahr wurde er wegen Verletzung inländischer 
Hoheitszeichen und wegen Vorbereitung zum illegalen 
Verlassen der DDR zu einer Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten verurteilt. Danach wurde er mehrmals erneut 
verurteilt, und zwar am 3. Februar 1963 wegen gewalt­
samer Unzucht zu einer Zuchthausstrafe von zwei Jah­
ren, am 24. Fefbruar 1965 wegen Paßvergehens, fortge­
setzten Betrugs zum Nachteil gesellschaftlichen und 
persönlichen Eigentums und wegen Diebstahls zu einer 
Freiheitsstrafe von einem Jahr und zehn Monaten, am
16. Mai 1967 wegen erneuten Paßvergehens und wegen 
fortgesetzten Betrugs zum Nachteil persönlichen Eigen­
tums zu zwei Jahren Freiheitsstrafe.
Nach Strafverbüßung wurde er am 30. Januar 1969 ent­
lassen und erhielt im VEB St. in Cr. eine Arbeitsstelle 
als Maurer und in der Gemeinde Cr. Wohnraum zu- 
gewdesen. Bis Ende März 1969 erfüllte der Angeklagte 
seine Arbeitsaufgaben gut, zeigte sich anstellig und ver­
suchte Kontakt zum Kollektiv zu erreichen. Wegen vor­
angegangener Enttäuschungen mit anderen Verurteilten 
zeigte sich das Kollektiv dem Angeklagten gegenüber 
zurückhaltend. Gute Verbindung bestand jedoch zwi­
schen dem Angeklagten und dem Brigadier.
Am 30. März 1969 suchte der Angeklagte eine private 
Gaststätte in Cr. auf und verließ diese, ohne die Zeche 
von 11,95 M zu bezahlen.
Am 31. März 1969 entwendete er in F. ein Fahrrad,

das er am darauffolgenden Tage verkaufte, wobei er 
sich als Eigentümer des Rades ausgab.
Am 4. April 1969 hielt sich der Angeklagte in einer 
HO-Gaststätte in Cr. auf. Er bestellte dort Getränke 
und Zigaretten und verließ danach die Gaststätte, ohne 
die Zeche von 12,10 M zu bezahlen.
Am gleichen Tage begab er sich in eine HO-Gaststätte 
in F., bestellte wiederum Speisen und Getränke dm 
Werte von 7,89 M und verließ auch dieses Lokal, ohne 
die Zeche 'bezahlt zu haben.
Am 7. April 1969 begab sich der Angeklagte zur Zeugin 
G., deren Bruder den Angeklagten von der Arbeits­
stelle her kannte. Wahrheitswidrig erklärte er der Zeu­
gin, daß er ihrem Bruder ein Fahrrad verkauft habe 
und beauftragt worden sei, dafür von ihr 40 M abzu- 
hoden. Er erhielt diesen Betrag und unterschrieb eine 
Quittung mit unleserlichem Namen.
Am 8. April 1969 wollte er mit einem Moped, das er 
in einem Hausflur in C. vorgefunden hatte, die Heim­
fahrt antreten. Der Versuch, es in Gang zu bringen, 
mißlang.
Auf der Grundlage dieser Sachverhaltsfeststellungen 
verurteilte 'das Kreisgericht den Angeklagten wegen 
mehrfachen Vergehens des Betrugs zum Nachteil sozia­
listischen und persönlichen Eigentums bzw. wegen Dieb­
stahls und wegen versuchter unbefugter Benutzung 
eines Kraftfahrzeugs (§§ 178, 180, 181 Abs. 1 Ziff. 4, 159 
Abs. 1, 161, 177 Abs. 1, 201 Abs. 1 und 3, 63 Abs. 2 und 
21 Abs. 3, 62 Abs. 3 StGB) zu einem Jahr und drei 
Monaten Freiheitsstrafe sowie zum Schadenersatz ge­
genüber sechs 'Bürgern.
Den Protest des Staatsanwalts, mit dem die Anwen­
dung des § 62 Abs. 3 StGB gerügt und eine Freiheits­
strafe von über zwei Jahren angestrebt worden war, 
wies idas Bezirksgericht als unbegründet zurück.
Gegen diese Entscheidungen richtet sich der zuungun­
sten des Angeklagten eingelegte Kassationsantrag des 
Generalstaafcsanwalts der DDR, mit dem mangelnde 
Sachaufklärung, fehlerhafte Gesetzesanwendung und 
darauf 'beruhende unrichtige Strafzumessung gerügt 
wird. Der Antrag hatte 'Erfolg.

Aus den Gründen:

Die Entscheidungen der Instanzgerichte verletzen das 
Gesetz. Wie der -Kassationsantrag zutreffend rügt, wurde 
der Sachverhalt nicht mit der erforderlichen Sorgfalt 
aufgeklärt. Das trifft sowohl auf die Höhe des verur­
sachten Schadens als auch auf Feststellungen zur Täter- 
pensönlichkeit und hierbei insbesondere auf das Ver­
hältnis des Angeklagten zu seinem letzten Arbeitskol­
lektiv und auf einige Fragen zu, die mit dem Inhalt 
der Vorstrafenakten Zusammenhängen. So bezifferten 
die Instanzgerichte den durch die Straftaten verursach­
ten Schaden auf etwa 130 M. Sie gingen dabei fehler­
haft nur von den Beträgen aus, die der Verurteilung 
zum Schadenersatz zugrunde lagen. Der Wert des ent­
wendeten Fahrrades fand bei der Schadensfeststellung 
keine Berücksichtigung.
Die Feststellung des Kreisgerichts, zwischen dem An­
geklagten und seinem Brigadier habe eine gute Ver­
bindung -bestanden, wird vom Beweisergebnis nicht ge­
tragen. Der Kollektivvertreter äußerte sich zwar zu den 
Arbeitsleistungen des -Angeklagten und beurteilte diese 
zutreffend als -gut. Im übrigen begnügte sich das Kreis­
gericht aber mit sehr pauschalen Angaben des Zeugen 
im Hinblick auf seine Beziehungen zum Arbeitskollek­
tiv und dessen Beziehungen zu ihm.
Das Bezirksgericht hat zwar richtigerweise in ergän­
zender Beweisaufnahme die für die Beurteilung der er­
neuten Eigentumsstraftaten bedeutsamen Vorstrafen­
akten ibeigezagen. Bei der Prüfung des Inhalts der-
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